30 Stunden sind genug!
Der technologische Fortschritt macht möglich, was schon längst notwendig ist: Eine Arbeitszeitverkürzung. Die Produktivität der ArbeitnehmerInnen ist in den letzten Jahrzehnten deutlich gestiegen. In immer kürzerer Zeit, wird mit immer weniger Personaleinsatz immer mehr produziert. Alleine in den letzten 20 Jahren haben die ArbeitnehmerInnen aufgrund besserer Ausbildung, besserer Maschinen, und modernerer Produktionstechniken um fast 33 Prozent - also rund 1/3 mehr – produziert als noch 1995. Ihre Löhne sind allerdings nur um rund 14 Prozent – also etwas mehr als ein Zehntel – angewachsen. Der Großteil des Produktivitätszuwachs kam also vor allem den Unternehmen, den ArbeitgeberInnen und den EigentümerInnen – AktionärInnen, GesellschafterInnen etc. zugute: Ihre Gewinne sind deutlich gestiegen, während umgekehrt die Löhne hinter der Produktivitätsentwicklung zurückblieben – bei unteren Einkommensgruppen sogar zurückgingen! Gleichzeitig wurden Jobs „wegrationalisiert“, durch Maschinen und Technologien ersetzt. 

Arbeitstage ohne Ende ...
Und die Arbeitszeit? Hat sich die wenigstens verkürzt? Wurde der Produktivitätszuwachs wenn schon nicht in Lohnerhöhungen wenigstens in kürzeren Arbeitszeiten an die ArbeitnehmerInnen weitergegeben? Nein, keineswegs: Die letzte umfassende, gesetzliche Arbeitszeitverkürzung ist über 40 Jahre her. Seither gilt die 40-Stunden-Woche als „Normalarbeitszeit“. Was allerdings nicht viel heißt: Denn einerseits ist Österreich eines jener Länder der EU, mit den längsten Wochen-Arbeitszeiten bei Vollzeitbeschäftigten, regelmäßig getoppt nur noch vom besonders neoliberal geprägten Großbritannien. Rund 250 Mio. Überstunden leisteten die ArbeitnehmerInnen in Österreich – eine Zahl die umgerechnet rund 143.000 Vollzeitarbeitsplätzen entspricht. Mit der von der schwarz-blauen Regierung beschlossenen Ausweitung der täglichen und wöchentlichen Arbeitszeit auf 12 Stunden bzw. 60 Stunden drohen sich die Arbeitszeiten noch zu verlängern. Andererseits ist Österreich eines jener Länder mit den höchsten Teilzeitquoten bei Frauen.

…  und Teilzeit an der Armutsgrenze
Beinahe die Hälfte aller weiblichen ArbeitnehmerInnen – nämlich knapp über 47 Prozent – arbeiteten 2017 Teilzeit. Oft genug nicht freiwillig: Weil es keine entsprechenden Kindergartenplätze gibt, weil die kranke Mutter, der alte Schwiegervater zu pflegen ist, weil keine Vollzeitjobs angeboten werden. Das verfestigt nicht nur klassische Rollenbilder und die Doppelbelastung von Frauen – Frauen leisten zwei Drittel der unbezahlten Hausarbeit, es sind vor allem Frauen, die sich um Kinder und pflegende Angehörige kümmern müssen. Mit Teilzeit bleiben Aufstiegs- bzw. Weiterbildungschancen im Betrieb vielfach verwehrt. Frauen verdienen als Teilzeitbeschäftigte auch deutlich weniger als ihre vollzeitbeschäftigten KollegInnen. Nicht nur, weil sie weniger Stunden arbeiten, sondern auch weil die Stundenlöhne der Frauen deutlich unter jenen der Männer liegen. Das Einkommen vieler Teilzeit beschäftigter Frauen reicht schon kaum zum Auskommen. Noch problematischer wird es allerdings bei Arbeitslosigkeit oder im Alter. Weil das Einkommen aus Arbeit zur Berechnung des Arbeitslosengelds oder der Pension herangezogen wird, fallen Pensionen, Arbeitslosengeld oder Notstandshilfe besonders niedrig aus, häufig unter der Armutsgefährdungsschwelle. Teilzeit droht also im Fall von Arbeitslosigkeit oder Alter regelrecht „arm“ zu machen.

Unsere Antwort: Arbeit, Einkommen, Zeit FAIRteilen 
Wir wollen ein gutes Leben für Alle. Ein gutes Leben braucht gute Arbeit. Gute Arbeit braucht faire Arbeitsbedingungen. Und da gehören Arbeitszeiten, die sich an den Bedürfnissen der ArbeitnehmerInnen orientieren jedenfalls dazu:

· Weil es der technologische Fortschritt – Stichwort Digitalisierung – mit seinen Auswirkungen auf die Beschäftigung insgesamt nicht nur längst möglich, sondern auch dringend notwendig macht um Arbeit, Einkommen, Zeit und Chancen in Zukunft gerechter zu verteilen und nach 40 Jahre 40 Stunden-Woche es höchste Zeit für einen neuen, deutlich verkürzten Vollzeitstandard ist.

· Weil eine gerechtere Verteilung von Chancen, Einkommen, sozialer Sicherheit sowie eine bessere Vereinbarkeit bezahlter Erwerbsarbeit und unbezahlter Haus- bzw. Pflege- und Betreuungsarbeit zwischen Männern und Frauen eine Arbeitszeitverkürzung braucht. 

· Weil lange und überlange Arbeitszeiten sowie Überstunden ohne Ende nicht nur auf Kosten von Erholung, Freizeit, Ehrenamt, Hobbies und Familie gehen – also zulasten der „work-life-Balance“, sondern auch massiv die Gesundheit gefährden.

· Weil immer mehr Arbeiten auf Grund des steigenden Arbeitsdrucks und immer größer werdender Ansprüche Burn-out-gefährdet sind und darum kürzere Arbeitszeiten oder länger zusammenhängende Erholungsphasen brauchen bzw. mehr Zeit für Weiterbildung, Qualifikation oder eine berufliche Umorientierung brauchen und wollen.

· Weil Arbeitszeiten, die sich (fast) ausschließlich an angeblichen betrieblichen Notwendigkeiten und den Interessen der Unternehmen orientieren, ein selbstbestimmtes Arbeiten und Leben kaum mehr zulassen und auch aus ökologischer Hinsicht nicht sinnvoll sind – weil rund um die Uhr immer mehr zu produzieren nicht nur auf Kosten von Gesundheit, Freizeit und menschlichem Zusammenleben, sondern auch auf Kosten von Umwelt, Klima und natürlichen Ressourcen geht.

Damit die Arbeit nicht Dein Leben frisst fordert die AUGE/UG daher:

· Eine Arbeitszeitverkürzung Richtung 30-Stunden-Woche und 6-Stunden-Arbeitstag bei vollem Lohnausgleich für untere und mittlere Einkommensgruppen sowie einem entsprechenden Personalausgleich, um Arbeitsverdichtung zu verhindern und mehr Jobs zu schaffen. Die 30-Stunden-Woche soll neuer, verkürzter „Vollzeitstandard“ werden. Wir sind dabei mit unserer Forderung nach einer 30-Stunden-Woche nicht mehr alleine: Auch SozialwissenschaftlerInnen, das Frauen*volksbegehren, kirchliche und gewerkschaftliche Organisationen fordern inzwischen eine 30-Stunden-Woche. Und in immer mehr Betrieben wird sie inzwischen auch schon praktiziert.

· Mit einer 30-Stunden-Woche und einem 6-Stunden-Arbeitstag wäre nicht nur eine bessere Vereinbarkeit von Berufs- und Privatleben gegeben. Eine Arbeitszeitverkürzung in diesem Ausmaß entspricht den technologischen Möglichkeiten und würde auch eine Abgeltung vorenthaltener Produktivitätsfortschritte über die letzten Jahrzehnte hinweg bedeuten.

· Eine 30-Stunden-Woche stellt für viele ArbeitnehmerInnen – gerade auch für Teilzeitbeschäftigte – das ideale Arbeitszeitausmaß dar. Das belegt auch eine 2017 durchgeführte Studie von Eurofound, welche die Arbeitszeitwünsche der europäischen ArbeitnehmerInnen erhob. Das Ergebnis für Österreich: Könnten ÖsterreicherInnen ihre wöchentliche Arbeitszeit frei wählen, würde diese bei 31 Wochenstunden liegen. 

· Erfahrungen aus Betrieben – z.B. in skandinavischen Staaten aber auch in Österreich – haben gezeigt, dass eine derartig radikal wirkende Arbeitszeitverkürzung nicht nur möglich ist, sondern auch wirtschaftliche erfolgreich: So sind im Allgemeinen Krankenstände gesunken, die Arbeitszufriedenheit und damit die Produktivität gestiegen. Zusätzlich ging die Personalfluktuation – also der häufige Jobwechsel – zurück. Was den Unternehmen Anlernkosten und den Verlust von langjährigen MitarbeiterInnen mit Erfahrung und Know how ersparte.

· Mögliche Begleitmaßnahmen bzw. Rahmenbedingungen für eine erfolgreiche Arbeitszeitverkürzung wären u.a. eine sozial-ökologische Steuerreform, die Steuern und Abgaben auf Arbeit senkt und so Arbeit billiger macht, im Gegenzug Umwelt- und Ressourcenverbrauch sowie hohe Vermögen besteuert. Ebenso würde eine Verbreiterung der Finanzierungsgrundlage der Sozialversicherung auf alle Einkommensarten – also auch auf Mieten, Pachten, Lizenzen, Zinsen, Dividenden – Möglichkeiten für eine Absenkung lohnabhängiger Abgaben schaffen und wäre zusätzlich nur gerecht. Weil so alle Einkommen einen Beitrag zur Finanzierung unseres Sozialstaats  leisten würden.

· Wir wollen planbare Arbeitszeiten und weniger Überstunden. Deshalb sagen wir auch klar Nein zu 12-Stunden-Tag und 60-Stunden-Woche. Vielmehr geht es darum, Überstunden zu reduzieren, z.B. durch:

· Höhere Arbeitgeber-Beiträge zu Arbeitslosen-, Unfall- und Krankenversicherung bei Über- und Mehrstunden.

· Eine verpflichtende Personalaufstockung für Betriebe, in denen regelmäßig über einen längeren Zeitraum hinweg regelmäßig Überstunden erbracht werdender

· Schluss mit All-in-Verträgen für „gewöhnliche“ ArbeitnehmerInnen. All-in-Verträge soll es nur noch für Angestellte in leitenden Funktionen bzw. ab einer bestimmten Einkommenshöhe (z.B. doppelte Höchstbeitragsgrundlage) geben.

· Eine gesetzliche Begrenzung der täglich und wöchentlich maximal zulässigen Überstunden

· Gleiche Zuschläge für Mehr- und Überstunden – und zwar 50 Prozent 
· Recht auf „Nichterreichbarkeit“ außerhalb der vereinbarten Arbeitszeit, am Wochenende und im Urlaub insbesondere das Recht auf Abschalten mobiler Geräte in der Freizeit
· Wir wollen ein Recht auf flexible Arbeitszeiten nach unseren Bedürfnissen und Erfordernissen wie z.B.

· Ein Recht auf ein Vier-Tage-Woche
· Ein Recht auf Teilzeit mit Rückkehrrecht zu Vollzeit in bestimmten Lebenslagen – z.B. bei Betreuungs- und Pflegeverpflichtungen, zu Weiterbildung und Qualifikation 

· Recht auf Stundenaufstockung bei Teilzeit, wenn über einen längeren Zeitraum hinweg regelmäßig und dauerhaft Mehrstunden geleistet werden

· ein Recht auf berufliche Auszeiten („Karenzen“) also längeren, zeitlich zusammenhängenden beruflichen Auszeiten mit Rückkehrrecht in den Beruf z.B. für Bildung, berufliche Umorientierung, Pflege oder Burn-Out-Prävention bei Bezug von Arbeitslosengeld bzw. einer Grundsicherung. Das beinhaltet über den Erwerbszeitraum ab dem 19. Lebensjahr einen

· Rechtsanspruch auf 5 Jahre Bildungskarenz 

· Rechtsanspruch auf 2 Jahre sonstige Auszeiten (Sabbatical, Pflege, Burn-Out-Prävention …)

· max. 2 zusätzliche Jahre Auszeit bei späterem Pensionsantritt

